
Entflechtung 27
Nachfolgend werden die konsensual und nicht-konsensual zur Vertiefung
empfohlenen Entflechtungsvarianten aus dem Zwischen-bericht in
Schiebergrafiken dargestellt (vgl. Kapitel 5.2).

Bei der Positionierung des Ist-Zustandes und der vorgeschlagenen
Entflechtungen besteht ein Ermessensspielraum. Die Grafiken dienen in
erster Linie der Veranschaulichung.

Die Verschiebung von Aufgaben und finanzielle Mittel zwischen Bund und
Kantonen werden über die Globalbilanz ausgeglichen. Es werden keine
Ausgaben gekürzt bzw. es gibt keine Lastenverschiebungen zwischen den
Staatsebenen.



Lesehilfe Schiebergrafiken

1 2 3 4 5

1. Vorwiegend oder vollständig beim Bund (81%-100%)
2. Mehrheitlich beim Bund (61-80%)
3. Gleichermassen bei Bund und Kantonen (41%-60%)
4. Mehrheitlich bei Kantonen (61%-80%)
5. Vorwiegend oder vollständig bei Kantonen (81-100%)

Ist-Zustand Vertiefungsvorschlag keine Verschiebung

Inspiration für Grafiken: Kanton Zürich - Gemeinde & Wirksamkeitsbericht 2025, Aufgabenteilung. 



Ergänzungsleistungen zu AHV & IV: Existenzsicherung*

*Ohne Berücksichtigung der Optionen zum Umgang mit den Krankenkassen-Prämien für EL-Beziehende.

Erläuterung: Aktuell werden die Kosten der Existenzsicherung zu 5/8 vom Bund und zu 3/8 von den Kantonen getragen.
Neu wird vorgeschlagen, dass der Bund die gesamten Kosten der Existenzsicherung trägt. Die Mittel werden über die
Globalbilanz ausgeglichen. Keine Änderung bei Regelungskompetenz des Bundes und Vollzugstätigkeiten der Kantone.
Die Kantone finanzieren die durch die EL vergüteten Krankheits- und Behinderungskosten sowie Mehrkosten bedingt
durch Heimaufenthalte weiterhin allein.



Bahninfrastrukturfonds

Erläuterung: Aktuell zahlen die Kantone einen Pauschalbeitrag von rund 0,6 Milliarden in den Bahninfrastrukturfonds.
Neu wird vorgeschlagen, dass der Bund für die gesamte Finanzierung der Bahninfrastruktur zuständig ist. Die Mittel
werden über die Globalbilanz ausgeglichen. Der heutige Planungsprozess soll beibehalten werden (Kantone wirken ohne
Entscheidungskompetenzen in Planungsregionen mit).



Regionaler Personenverkehr

Erläuterung: Aktuell zahlen Bund und Kantone je 50% (1,2 Mrd.) der ungedeckten Kosten an die
Transportunternehmen. Neu wird vorgeschlagen, dass die Kantone allein für die Finanzierung, die Organisation und
den Bestellprozess des RPV zuständig sind. Die Mittel werden über die Globalbilanz ausgeglichen. Der Bund behält
gewisse (Regelungs-)Kompetenzen in den Bereichen Sicherheit, Wettbewerb und Ausschreibung, Rechnungslegung,
Konzessionsvergabe sowie Netznutzungskonzept und Netznutzungspläne und kann die Kantone bei der Organisation
des RPV operativ unterstützen (Koordination, Vermittlung, Expertise).



Agglomerationsverkehr

Erläuterung: Aktuell führt der Bund das Programm Agglomerationsverkehr und beteiligt sich unter gewissen
Bedingungen auf Gesuch an 30-50% der Kosten von Agglomerationsprojekten (0,2 Mrd.). Neu wird vorgeschlagen, dass
das Programm Agglomerationsverkehr aufgehoben wird und sich der Bund aus der Prüfung und Finanzierung von
Agglomerationsprojekten zurückzieht. Die Mittel werden über die Globalbilanz ausgeglichen. Bei einer Vertiefung wäre
zu prüfen, ob und in welcher Form der Bund weiterhin Aufgaben wahrnehmen soll (z.B. Koordination, Beratung).



Kantons- & Hauptstrassen

Erläuterung: Aktuell leistet der Bund verschiedene über zweckgebundene Einnahmen finanzierte Beiträge an die
Kantons- und Hauptstrassen (1 Mrd.). Neu wird vorgeschlagen, dass die Mineralölsteuer und die leistungsabhängige
Schwerverkehrsabgabe (LSVA) nicht mehr für die Finanzierung kantonaler Strassenausgaben verwendet werden; der
Bund finanziert nur noch die Nationalstrassen und die Kantone tragen die Kosten für ihre Strasseninfrastruktur. Die
Mittel werden über die Globalbilanz ausgeglichen.



Kantonale Hochschulen und Fachhochschulen

*

*Ohne Forschungsfinanzierung

Erläuterung: Der Bund beteiligt sich aktuell mit Grundbeiträgen an 20 bzw. 30% der Referenzkosten der kantonalen
Hochschulen und Fachhochschulen und leistet auf Gesuch Baubeiträge von 30% der anrechenbaren Baukosten. Die HFKG-
Beiträge des Bundes (1,5 Mrd.) entsprechen ca. 12% der Mittel der kantonalen Hochschulen und 22% der Mittel der
Fachhochschulen. Neu wird vorgeschlagen, dass die Kantone ihre Hochschulen vollständig selbst betreiben und
finanzieren und der Bund keine HFKG-Beiträge mehr ausrichtet. Die Mittel werden über die Globalbilanz ausgeglichen. Es
gibt keine Änderung bei der Forschungsfinanzierung des Bundes. Zudem betreibt und finanziert der Bund weiterhin die
Bundeshochschulen. Bei einer Vertiefung wäre die Rolle des Bundes in den hochschulpolitischen Gremien und seine
verbleibenden Aufgaben (Koordination, Qualitätssicherung) zu prüfen/ konkretisieren.



Berufsbildung: Pauschalbeitrag

*Die Regelung der Berufsbildung liegt stark beim Bund, die Steuerung weitgehend bei den Kantonen.

*

Erläuterung: Aktuell finanziert der Bund 25% der öffentlichen Ausgaben für die Berufsbildung. Neu wird vorgeschlagen,
dass der Bund seine Finanzierung auf Projekte zur Entwicklung der Berufsbildung und zur Qualitätsentwicklung
beschränkt. Die Pauschalbeiträge an die Kantone (0,7 Mrd.) werden aufgehoben. Die Mittel werden über die
Globalbilanz ausgeglichen. Der Bund bleibt weiterhin für die Regelung der Berufsbildung zuständig.



Berufsbildung: EHB

Erläuterung: Aktuell ist der Bund für die eidgenössische Hochschule für Berufsbildung zuständig (Organisation &
Finanzierung ~ 50 Mio.). Neu wird vorgeschlagen, dass die Kantone die gesamte Verantwortung für die Erfüllung und
Finanzierung der Aufgaben der EHB übernehmen. Die Mittel werden über die Globalbilanz ausgeglichen.



Ausbildungsbeiträge Tertiärstufe

Erläuterung: Aktuell leistet der Bund Ausbildungsbeiträge auf der Tertiärstufe von 25 Millionen an die Kantone und
regelt die dafür zu erfüllenden Bedingungen. Neu wird vorgeschlagen, dass sich der Bund von der Mitfinanzierung der
Ausbildungsbeiträge auf der Tertiärstufe zurückzieht. Die Mittel werden über die Globalbilanz ausgeglichen.



Schulsport

Erläuterung: Der Bund schreibt aktuell vor, dass der Sportunterricht in der obligatorischen Schule und auf der
Sekundarstufe II obligatorisch ist. Für die obligatorische Schule schreibt er zudem ein Minimum von 3 Lektionen
Sportunterricht pro Woche vor. Neu wir vorgeschlagen, dass der Bund auf Regelungen im Bereich Schulsport
verzichtet (Obligatorium, Mindestlektionenzahl). Die Kantone regeln ihren Sportunterricht autonom.



Musikalische Bildung: Tarifvorgaben

Erläuterung: Aktuell regelt der Bund, dass die Tarife an öffentlichen Musikschulen für alle Kinder und Jugendliche bis
zum Abschluss der Sekundarstufe II deutlich unter den Tarifen für Erwachsene liegen müssen. Neu wird vorgeschlagen,
dass die Tarifvorgaben des Bundes für öffentliche Musikschulen aufgehoben oder durch eine Zielnorm ersetzt werden.
Die Kantone regeln die Tarife der öffentlichen Musikschulen autonom.



Heimatschutz & Denkmalpflege

Erläuterung: Aktuell leistet der Bund den Kantonen über Programmvereinbarung Finanzhilfen für denkmalpflegerische
und archäologische Massnahmen (30 Mio.). Neu wird vorgeschlagen, dass die Programmvereinbarungen aufgehoben
werden und die Kantone die finanzielle, fachliche und operative Verantwortung für alle nationalen, regionalen und
lokalen Denkmäler, der Archäologie sowie den Ortbildschutz tragen. Die Mittel werden über die Globalbilanz
ausgeglichen. Bei einer Vertiefung wäre zu prüfen, ob und in welcher Form der Bund weiterhin Aufgaben wahrnehmen
soll (z.B. internationale Übereinkommen, nationale Standards und Good Practices).



Straf- & Massnahmenvollzug*

*Es werden verschiedene (Teil-)Entflechtungsvarianten zur Vertiefung empfohlen. 

Erläuterung: Der Bund leistet aktuell unter gewissen Bedingungen Baubeiträge an Strafanstalten. Neu wird
vorgeschlagen, dass a) die Baubeiträge an kleine bauliche Massnahmen oder b) die gesamten Baubeiträge und die
daran geknüpften Bedingungen aufgehoben werden. Die Mittel werden über die Globalbilanz ausgeglichen. Bei einer
Vertiefung wäre zu prüfen, ob und in welcher Form der Bund weiterhin Aufgaben wahrnehmen soll (z.B. Koordination,
Beratung).



Erziehungseinrichtungen*

*Es werden verschiedene (Teil-)Entflechtungsvarianten zur Vertiefung empfohlen. 

Erläuterung: Der Bund leistet aktuell unter gewissen Bedingungen Baubeiträge sowie Betriebsbeiträge an
Erziehungseinrichtungen (80 Mio.). Neu wird vorgeschlagen, dass die a) Beiträge an Schulheime b) die Baubeiträge
Erziehungseinrichtungen oder c) die Bau- und Betriebsbeiträge an Erziehungseinrichtungen sowie die daran
geknüpften Bedingungen aufgehoben werden. Die Mittel werden über die Globalbilanz ausgeglichen. Bei einer
Vertiefung wäre zu prüfen, ob und in welcher Form der Bund weiterhin Aufgaben wahrnehmen soll (z.B. Koordination,
Beratung).



Zivilschutz*

b

b

b

a

a
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*Variante a: Zentralisierung Materialbeschaffung; Variante b: Dezentralisierung Zivilschutz.

Erläuterung: Aktuell regelt der Bund die Voraussetzungen / Mindestanforderungen in den verschiedenen Bereichen
des Zivilschutzes und nimmt selbst gewisse Aufgaben mit einer nationalen Dimension bzw. in Zusammenhang mit
einem bewaffneten Konflikt wahr. Die Kantone steuern und vollziehen die ihnen zugewiesenen oder vom Bund
übertragenen Aufgaben. Bund und Kantone finanzieren die Aufgaben in ihrem Zuständigkeitsbereich. Neu wird
vorgeschlagen, dass a) der Bund die Verantwortung für die Beschaffung und Finanzierung des gesamten Zivilschutz-
Materials übernimmt oder b) die Kantone im Zivilschutz vollumfänglich für den Vollzug und die Finanzierung sämtlicher
Ausbildungen, Einsätze, Materialbeschaffungen sowie den Schutzräumen und Schutzanlagen auf ihrem Gebiet
zuständig sind. Der Bund hat im Zivilschutz keine (Finanzierungs-)Zuständigkeiten mehr, die Mittel werden über die
Globalbilanz ausgeglichen. Bei einer Vertiefung wäre zu prüfen, ob / welche gesetzliche Rahmenbedingungen der Bund
noch erlässt.



Militärverwaltung

Erläuterung: Aktuell nehmen die Kantone verschiedene Aufgaben im Bereich der Militärverwaltung zumeist
stellvertretend für den Bund oder unter dessen Aufsicht wahr (Kontrollwesen, Wehrpflichtersatz, Schiesswesen,
Mobilmachung, Rekrutierung und Orientierungstage). Neu wird vorgeschlagen, dass der Bund diese Aufgaben vollzieht.
Dabei würde auch der Kantonsanteil an der Wehrpflichtersatzabgabe aufgehoben (30 Mio.).



Polizei

Erläuterung: Aktuell werden Kantone und Städte für Sicherheits- und Schutzaufgaben im Auftrag des Bundes
entschädigt (21 Mio.), wenn diese regelmässig wiederkehrend oder dauernd erbracht werden und mehr als 5% der
jährlichen Lohnkosten des betroffenen Polizeikorps bzw. über 1 Million, sowie für ausserordentliche Ereignisse (z.B
WEF; 2,6 Mio.). Zudem entrichtet der Bund den Kantonen und Städten 80% der Pauschalbeträge für Polizeiassistenten
und private Sicherheitskräfte im Bereich des Botschaftsschutz (42,6 Mio.). Neu wird vorgeschlagen, diese Abgeltungen
an die Kantone aufzuheben und die Mittel über die Globalbilanz auszugleichen.



Grenzpolizeiliche Aufgaben*

*Aufgaben werden bereits im Status Quo von vielen Kantonen an den Bund delegiert. Verschiebung hängt von künftiger Umsetzung der Kantone ab. 

Erläuterung: Aktuell nimmt der Bund (BAZG) für verschiedene Kantone grenz- sowie sicherheitspolizeiliche Aufgaben an
den Binnen- bzw. Aussengrenzen (Flughäfen & Flugplätze) wahr. Diese werden über Vereinbarungen delegiert und
verrechnet. Neu wird vorgeschlagen, dass die rechtlichen Kompetenzen für die Aufgabenerfüllung des Bundes in
Grenzbereich ausgeweitet werden. Bei einer Vertiefung wäre zwischen Bund und Kantonen zu prüfen bzw.
konkretisieren, welche Staatsebene in der Praxis zuständig ist. Die Kosten für die Aufgabenerfüllung werden künftig von
der zuständigen Staatsebene getragen, ein Ausgleich erfolgt über die Globalbilanz.



Neben Entflechtungsvarianten wurden von den Sektoralvertretungen
von Bund und Kantone in gewissen Aufgabengebieten auch Varianten
zur Intensivierung von Verbundaufgaben empfohlen. Diese werden
nachfolgend ebenfalls grafisch dargestellt.



Heimatschutz & Denkmalpflege: Bundesregelung

Erläuterung: Aktuell liegt die Zuständigkeit für den Heimatschutz und die Denkmalpflege hauptsächlich bei den
Kantonen. Sie regeln in ihren Gesetzen die Modalitäten ihrer finanziellen Mittel für archäologische Grabungen und
Restaurierungsvorhaben an Denkmälern sowie entsprechende Begleit- und Schutzmassnahmen auf kantonaler und
kommunaler Ebene. Neu wird vorgeschlagen, dass der Bund ein Rechtssetzungskompetenz im Bereich Heimatschutz
und Denkmalpflege erhält. Im Sinne einer Rahmengesetzgebung erlässt der Bund Anforderungen und
Mindeststandards zum Schutz des baulichen und archäologischen Kulturerbes. Die Finanzierungs- und
Vollzugszuständigkeiten bleiben dabei unverändert.



Straf- & Massnahmenvollzug: Bundesregelung

Erläuterung: Aktuell nimmt der Bund über seine Anerkennungskriterien für seine Finanzhilfen einen gewissen
Einfluss auf die Qualität und Harmonisierung im Straf- und Massnahmenvollzug, er erlässt unabhängig davon aber
keine Regelungen, um Mindeststandards durchzusetzen. Neu wird vorgeschlagen, dass der Bund Vorschriften für den
Straf- und Massnahmenvollzug inkl. U-Haft erlässt und seinen Finanzierungsanteil entsprechend erhöht. Die Mittel
werden über die Globalbilanz ausgeglichen. Das Ausmass der Regelung und Finanzierung hängt von der konkreten
Ausgestaltung ab. Die Kantone vollziehen das Bundesrecht.



Straf- & Massnahmenvollzug: Beiträge an U-Haft

Erläuterung: Aktuell leistet der Bund Baubeiträge an Strafvollzugsanstalten und definiert die dafür notwendigen
Bedingungen. Neu wird vorgeschlagen, dass der Bund künftig auch im Bereich Untersuchungshaft Baubeiträge leistet
und die dafür dafür zu erfüllenden Standards definiert. Die Mittel werden über die Globalbilanz ausgeglichen.



Geobasisdaten (geologischer Untergrund)

Erläuterung: Aktuell liegt die Hoheit für den geologischen Untergrund bei den Kantonen (Bergregale): Sie regeln den
Nutzen und nehmen ihre Aufgaben gemäss ihren Kompetenzen wahr. Der Bund verfügt über sektorielle Kompetenzen
im Untergrund (z.B. Armee, Umweltschutz, Wasser, Kernenergie, Strassen, Eisenbahn, Vermessung, Raumplanung) und
kann in diesen Themenbereichen Regelungen erlassen sowie entsprechende Leistungen erbringen und finanzieren. Neu
wird vorgeschlagen, dass der Bund eine allgemeine verfassungsmässige Regelungskompetenz über den tiefen
Untergrund erhält. Der Vollzug wird neu als Verbundaufgabe von Bund und Kantonen geleistet und finanziert
(strategische Führung: Bund; Vollzug: Kantone mit Abtretungsmöglichkeit an Bund, analog Direktaufsicht bei der
Amtlichen Vermessung). Das Ausmass der Regelung, Vollzugstätigkeit und Finanzierung hängt von der konkreten
Ausgestaltung ab.


